
Suchergebnisse: Belagerungszustand

20. Oktober 1848 – Alfred Fürst zu Windischgrätz verhängt das Standrecht über Wien

Wien * Alfred Fürst zu Windischgrätz hat die Stadt Wien umzingelt, verkündet nun den

Belagerungszustand und verhängt das Standrecht über Wien. Fürst zu Windischgrätz stellt den

Bewohnern der Hauptstadt Bedingungen und ein Ultimatum bis zum 25. Oktober 1848. 

12. November 1848 – Belagerungszustand über Berlin verhängt

Berlin * General Friedrich von Wrangel verhängt den Belagerungszustand über Berlin. 

28. Januar 1918 – Hunderttausend Arbeiter treten in Berlin in den Streik

Berlin * Am ersten Tag des Ausstands folgen rund 100.000 Berliner Arbeiterinnen und Arbeiter

dem Aufruf der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei - USPD zum Streik. Das Motto heißt:

„Frieden und Brot!“. Ihre Hauptforderungen lauten:       Den sofortigen allgemeinen Frieden ohne

Annexion und Kontributionen,   das vollständige Presse- und Koalitionsrecht, sowie

Versammlungsfreiheit,   die Aufhebung des Belagerungszustandes,   die Entmilitarisierung der

Betriebe und Aufhebung des Hilfsdienstgesetzes,   die Freilassung und Aufhebung des

Zuchthausurteils gegen Karl Liebknecht, sowie die Freilassung sämtlicher politischen

Gefangenen und Verurteilten.      Für Deutschland fordern die von den Streikenden gebildeten

Berliner Arbeiterräte eine „durchgreifende Demokratisierung der gesamten Staatseinrichtungen“.

Das Vorbild der österreichischen Kolleginnen und Kollegen hat auch die deutsche Arbeiterschaft

ermutigt.     Die Versammelten rufen die Arbeiterschaft der Kriegsgegner auf, es ihnen

gleichzutun und ebenfalls in einen Massenstreik einzutreten, „denn erst der gemeinsame,

internationale Klassenkampf schafft Arbeit und Brot“. Zur Umsetzung dieser Forderung sollte es

allerdings nicht kommen.    Dafür gelingt es den revolutionären Obleuten - zwar widerstrebend,

aber strategisch sehr geschickt, - auch die Mehrheits-SPD in den Kampf zu integrieren. Das ist

ein beachtenswerter Versuch der Wiederannäherung. 

30. Januar 1918 – Den Streikenden wird mit Bestrafung gedroht

Berlin * Auch hier schlägt - wie zuvor schon in Wien - das Imperium zurück.    Am Nachmittag
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lässt der für Berlin zuständige Befehlshaber, Generaloberst Gustav von Kessel, alle

Versammlungen und Streikkomitees verbieten und verlautbaren: Wer sich den Befehlen nicht

fügt, setzt „sich schwerster Bestrafung nach den Vorschriften des Belagerungszustandes aus; die

Wehrpflichtigen unter ihnen werden außerdem militärisch eingezogen werden.“    Der Arbeiterrat

gibt nicht nach. Die Arbeitskampfmaßnahmen werden erfolgreich weitergeführt. 

31. Januar 1918 – Den verschärften Belagerungszustand über Berlin verhängt

Berlin * Das Militär verhängt den verschärften Belagerungszustand über Berlin.       Die Behörden

lösen den Arbeiterrat auf und untersagen die Bildung einer neuen Streikleitung.   Die

SPD-Parteizeitung Vorwärts wird verboten, weil er über die Sympathiestreiks in Budapest und

Wien berichtet hat. 

2. Februar 1918 – Die Streikenden erarbeiten einen Forderungskatalog

München-Theresienwiese * Im Anschluss ziehen die Versammelten zur Theresienwiese, wo sich

insgesamt 6.000 Streikende aus verschiedenen Betrieben einfinden.    Ein Forderungskatalog

wird erarbeitet, der dem der Berliner Arbeiter entspricht:       Neben der Freilassung der

inhaftierten Streikführer sind das   die Umwandlung des politischen Systems in ein

demokratisches,   die Wiederherstellung der Koalitions-, der Presse- und der

Versammlungsfreiheit,   die Aufhebung des Belagerungszustands und   die gleichmäßige

Verteilung der Lebensmittel.&nbsp;

24. September 1918 – Das Minimalprogramm der MSPD für eine Regierungsbeteiligung

Berlin * Im Vorwärts wird das Minimalprogramm der MSPD für eine Regierungsbeteiligung

veröffentlicht. Die Mehrheitssozialdemokraten verlangen:       Den Beitritt Deutschlands zu einem

Völkerbund, der Streitfälle friedlich regelt.   Ein klares Eingehen auf das 14-Punkte-Programm

des US-Präsidenten.   Die Aufhebung der Diktatfrieden mit Rumänien und Russland und den

Abzug der dort eingesetzten deutschen Besatzungstruppen.   Belgien, Montenegro und Serbien

sollen geräumt werden.   Freie, allgemeine und gleiche Wahlen in den Ländern des Deutschen

Reichs, was vor allem Preußen mit seinem Dreiklassen-Wahlrecht meint.   Keine

Nebenregierungen, womit die Oberste Heeresleitung - OHL gemeint ist.   Die Berufung der

Regierungsmitglieder aus der Reichstagsmehrheit, also MSPD, Linksliberale und Zentrum.    

Versammlungs- und Pressefreiheit, und damit die Beendigung des Belagerungszustandes.   Die
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Beseitigung aller militärischen militärischen Institutionen, die der politischen Beeinflussung

dienen.      Die bürgerlichen Parteien sind die Bündnispartner der Mehrheitssozialdemokraten,

nicht die USPD. 

5. Oktober 1918 – Das vorläufige Mindestprogramm der USPD-Parteiführung

Berlin * Die USPD-Parteiführung hat konkrete Vorstellungen, welche Maßnahmen in der

gegebenen, reichlich verfahrenen Lage ergriffen werden sollen.    Außenpolitisch fordert sie      

die Räumung der von deutschen Truppen besetzten Gebiete und   die Abänderung der

Diktatfriedensschlüsse im Osten.      Innenpolitisch will sie die       Amnestierung der politischen

Gefangenen,   Aufhebung des Belagerungszustandes,   bürgerliche Freiheitsrechte,   Aufhebung

des Hilfsdienstgesetzes,    demokratisches Wahlrecht in allen Bundesstaaten und   die

durchgreifende Parlamentarisierung der Verfassung.      Diese Punkte werden dabei als

vorläufiges Mindestprogramm verstanden. 

12. November 1918 – Das aktive und passive Wahlrecht für Frauen wird eingeführt

Berlin - Deutsches Reich * Der aus Mitgliedern der SPD und der USPD bestehende Rat der

Volksbeauftragten in Berlin verkündet in einem Aufruf an das Deutsche Volk mit Gesetzeskraft

unter anderem die Einführung des Frauenwahlrechts in Deutschland.        Alle Wahlen zu

öffentlichen Körperschaften sind fortan nach dem gleichen, geheimen, direkten, allgemeinen

Wahlrecht auf Grund des proportionalen Wahlsystems für alle mindestens 20 Jahre alten

männlichen und weiblichen Personen zu vollziehen.   Der Belagerungszustand wird aufgehoben.  

Das Vereins- und Versammlungsrecht unterliegt keiner Beschränkung, auch nicht für Beamte und

Staatsarbeiter.   Eine Zensur findet nicht statt, die Theaterzensur wird aufgehoben.  

Meinungsäußerung in Wort und Schrift ist frei.   Die Freiheit der Religionsausübung wird

gewährleistet. Niemand darf zu einer religiösen Handlung gezwungen werden.   Für alle

politischen Straftaten wird Amnestie gewährt. Die wegen solcher Straftaten anhängigen

Verfahren werden niedergeschlagen.   Das Gesetz über den vaterländischen Hilfsdienst wird

aufgehoben, mit Ausnahme der sich auf die Schlichtung von Streitigkeiten beziehenden

Bestimmungen.   Die Gesindeordnungen werden außer Kraft gesetzt, ebenso die

Ausnahmegesetze gegen die Landarbeiter.   Die bei Beginn des Krieges aufgehobenen

Arbeitsschutzbestimmungen werden wieder in Kraft gesetzt. 

21. Februar 1919 – Der Zentralrat nimmt seine Arbeit auf
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München-Kreuzviertel * Gleich nach seiner Ernennung nimmt der Zentralrat seine Arbeit auf.       

Der von der USPD spontan ausgerufene Generalstreik wird bestätigt,   alle Geschäfte und

Vergnügungsstätten werden für drei Tage geschlossen,   der Zug- und Straßenbahnverkehr wird

eingestellt,   eine nächtliche Ausgangssperre wird erlassen und  der Belagerungszustand über

München verhängt,   und damit Raub, Plünderung und Diebstahl unter Todesstrafe gestellt. 

21. Februar 1919 – Ein elfköpfiger Aktionsausschuss übernimmt die vollziehende Gewalt

München-Kreuzviertel * Ein elfköpfiger Aktionsausschuss übernimmt als Zentralrat der

Bayerischen Republik an Stelle des Kabinetts Eisner       die vollziehende Gewalt,   ruft einen

dreitägigen Generalstreik aus,   verhängt den Belagerungszustand über München,   besetzt die

Zeitungsredaktionen und   verfügt eine drei Wochen dauernde Zensur der bürgerlichen Presse.

21. Februar 1919 – Ein Zentralrat der Bayerischen Republik konstituiert sich

München * Aus Vertretern der Mehrheitssozialisten, Unabhängigen Sozialdemokraten,

Kommunisten sowie den Vollzugsorganen der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte und dem

Revolutionären Arbeiterrat bildet sich ein Zentralrat der Bayerischen Republik. Dieser sogenannte

Elfmännerausschuss fungiert als Regierungsgremium, das die Geschäfte so lange kommissarisch

führen soll, bis eine endgültige Regelung gefunden wird.     Zum Vorsitzenden des

Zentralrats wird Ernst Niekisch, ein junger Volksschullehrer, Vorsitzender der Augsburger

Arbeiter- und Soldatenräte und Mitglied des Landesarbeitsrates gewählt. Ernst Niekisch ist zwar

Mehrheitssozialdemokrat, gilt aber aufgrund seiner Befürwortung der Räte als Mann des

Ausgleichs zwischen den ideologischen Gegensätzen und wird auch von den rechten

Sozialdemokraten akzeptiert. Er gilt als die Integrationsfigur, die der Republik über die schwere

Zeit hinweghelfen kann.    Neben Ernst Niekisch, Carl Kröplin und Hermann Eisenhut vom

Vollzugsrat der Arbeiterräte gehören dem Zentralrat außerdem an:         Karl Gandorfer, Wolfgang

Hofmann und Johann Wutzlhofer vom Vollzugsrat der Bauernräte,   Fritz Sauber, Engelbert

Kohlschmidt und Johann Panzer vom Vollzugsrat der Soldatenräte   sowie Max Levien und

August Hagemeister vom Revolutionären Arbeiterrat.      Dem Zentralrat wird ein erweiterter

Aktionsausschuss zur Seite gestellt, um die Fülle der anstehenden Arbeiten zu

bewältigen. Dieser wiederum konstituiert verschiedene Kommissionen, die das tägliche Leben

regeln sollen. So entstehen Kommissionen       zur Bewaffnung des Proletariats,   zur Ernährung, 

 zur Lebensmittelversorgung,   für das Wohnungswesen,   für das Gerichtswesen,   für

Aufklärungs- und Nachrichtendienste,   für Heereswesen und   zur Produktionsregelung. 
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2. März 1919 – Über Halle wird der Belagerungszustand ausgerufen

Weimar - Halle * Reichswehrminister Gustav Noske erteilt Generalmajor Georg Ludwig Rudolf

Maercker den Befehl, mit seinem Landesjägerkorps in Halle einzumarschieren. An diesem 2.

März verkündet Maercker den Belagerungszustand. In den nächsten Tagen kommt es bei der

Bevölkerung von Halle zu 29 Toten und 67 Verwundeten. 

3. März 1919 – Der Belagerungszustand wird über Groß-Berlin verhängt

Berlin * Am Abend wird der Belagerungszustand über Groß-Berlin verhängt. Das bedeutet,      

dass die vollziehende Gewalt auf den Reichswehrminister übergeht,   dass die Pressefreiheit,  

das Vereins- und Versammlungsrecht und   die Unverletzlichkeit der Wohnung außer Kraft

gesetzt werden.

31. März 1919 – Über das Ruhrgebiet wird der Belagerungszustand verhängt

Weimar - Ruhrgebiet * Die Reichsregierung       verhängt den Belagerungszustand über das vom

Streik betroffene Gebiet.   Kündigt den Einmarsch von Truppen an und&nbsp;   schickt den

SPD-Abgeordneten und Gewerkschaftssekretär Carl Severing als Staatskommissar ins

Industriegebiet.&nbsp;      In der Folge werden zahlreiche Streikführer verhaftet, um die

Arbeitskampfmaßnahme zu unterlaufen und zu schwächen.&nbsp;

7. April 1919 – In Rosenheim wird eine Räterepublik ausgerufen

Rosenheim * In Rosenheim wird eine Räterepublik ausgerufen und der Belagerungszustand

erklärt.&nbsp;

7. April 1919 – In Würzburg wird die Räteherrschaft sofort bekämpft

Würzburg * In Würzburg beginnt der Versuch der Räteherrschaft mit Belagerungszustand,

Pressezensur und Generalstreik, die ein Abgesandter aus München am Nachmittag offiziell

ausruft.    Die SPD reagiert sofort: Sie wendet sich dagegen und fordert ihre Mitglieder auf, „die

volle Verantwortung denen [zu] überlassen, die der bisherigen Regierung eine geordnete

Fortführung ihrer Geschäfte unmöglich machten“.    Die Revolutionäre nehmen daraufhin Geiseln,
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eine rätefeindliche Einheitsfront, der auch die SPD angehört, ruft zum Bürgerstreik auf. Es kommt

zu Kämpfen um Residenz und Hauptbahnhof mit mehr als 20 Toten.&nbsp;
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